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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für regionale Entwicklung ersucht den federführenden Ausschuss für 
Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen 
Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. ist der Ansicht, dass die Mittel der Kohäsionspolitik der EU, die auf den 
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt abzielen, nach wie vor die 
wichtigsten Investitionsinstrumente der EU sind und von entscheidender Bedeutung 
sind, wenn es gilt, den Übergang zur Klimaneutralität zu unterstützen und sowohl den 
Menschen als auch den Gebieten unter die Arme zu greifen, die mit den größten 
Herausforderungen konfrontiert sind, wobei sichergestellt werden muss, dass niemand 
zurückgelassen wird, da sie Investitionen in grüne Technologien und in hochwertige 
Bildung und Beschäftigung sowie Umschulungs- und Weiterbildungsmöglichkeiten in 
den Regionen bieten können; betont, dass die Mittel der Kohäsionspolitik die Schaffung 
neuer „grüner“ Berufe unterstützen und dazu beitragen können, bestehende Berufe so zu 
verändern und um neue Aspekte zu ergänzen, dass sie neue, andere 
Verantwortlichkeiten und Aufgaben im Zusammenhang mit Nachhaltigkeit und 
Umweltschutz umfassen;

2. ist davon überzeugt, dass die Entwicklung einer regionalen Perspektive für den 
ökologischen Wandel, d. h. unter Einbeziehung der lokalen und regionalen Behörden 
sowie der Sozialpartner und Gewerkschaften, für einen gerechten Übergang zu einer 
CO2-neutralen Wirtschaft von entscheidender Bedeutung ist; weist erneut darauf hin, 
dass die lokalen und regionalen Behörden häufig weitgehend für die Umsetzung von 
Maßnahmen in den Bereichen menschenwürdige Arbeit, hochwertige Arbeitsplätze und 
Ausbildung zuständig sind und dass der territoriale Aspekt dieser Maßnahmen daher 
von wesentlicher Bedeutung ist; weist in diesem Zusammenhang erneut darauf hin, dass 
es wichtig ist, dass in allen Regionen in der EU gleichwertige Verwaltungskapazitäten 
verfügbar sind und gleichwertiger Zugang zu Finanzmitteln und Informationen herrscht;

3. betont, dass die Kohäsionspolitik der EU eine wichtige Rolle spielt, wenn es darum 
geht, Unternehmen dabei zu helfen, diesen Übergang zu vollziehen, und sie so zu 
unterstützen, dass eine Verlagerung ihrer Tätigkeit in Länder außerhalb der EU 
verhindert wird;

4. begrüßt das Konzept eines „gerechten Übergangs“ und erachtet es als einzigartigen 
Grundsatz, der alle Aspekte des Übergangs zur Klimaneutralität durchdringen muss; 
stellt fest, dass ein ehrgeiziger, umfassender, gerechter und fairer Übergang vonnöten 
ist, damit die unbeabsichtigten Verteilungseffekte des ökologischen Wandels, wie 
größere regionale Ungleichheiten, aber auch andere wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Herausforderungen, mit denen einige Regionen infolge des Übergangs 
konfrontiert sein können, etwa ein Rückgang der Wettbewerbsfähigkeit in bestimmten 
Branchen, ein Verlust an Arbeitsplätzen, Entvölkerung oder die Abwanderung von 
Fachkräften, angegangen werden können;

5. betont, dass jedwede Finanzierung durch die EU zur Verwirklichung der Ziele gemäß 
Artikel 9 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) und der 
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europäischen Säule sozialer Rechte beitragen sollte;

6. unterstreicht die Vielfalt der Regionen Europas, die mit ihren jeweils eigenen 
spezifischen territorialen, wirtschaftlichen, infrastrukturellen und demografischen 
Herausforderungen konfrontiert sind; betont, dass es keine Universallösung gibt und 
dass die Unterstützung eines gerechten Übergangs und insbesondere die zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze erforderlichen Maßnahmen an die lokalen und regionalen 
Besonderheiten, Bedürfnisse und natürlichen Bedingungen angepasst werden müssen 
und dem Ausmaß der Auswirkungen auf die regionale und lokale Wettbewerbsfähigkeit 
Rechnung tragen müssen; betont daher, dass es wichtig ist, den Dialog zwischen den 
nationalen, lokalen und regionalen Behörden zu vertiefen und dabei sicherzustellen, 
dass Arbeitnehmervertreter aus den betroffenen Regionen angehört werden; betont, dass 
die Kapazitäten auf allen Ebenen, insbesondere auf der Ebene der lokalen und 
regionalen Gebietskörperschaften, gestärkt und mit angemessenen Ressourcen 
ausgestattet werden müssen, damit der ökologische und gerechte Übergang 
vorangebracht werden kann;

7. hebt hervor, dass einer der Schwerpunkte des gerechten Übergangs darin bestehen 
sollte, das Unternehmertum und die Schaffung von Beschäftigungsmöglichkeiten für 
junge Menschen in kohlenstoffintensiven Regionen zu fördern, um die nachhaltige 
Entwicklung dieser Regionen zu unterstützen und einer Entvölkerung und der 
Abwanderung von Fachkräften vorzubeugen; weist erneut darauf hin, dass die Mittel 
der Kohäsionspolitik und die damit verbundenen Finanzinstrumente auf die Ausbildung 
von jungen Menschen und Arbeitskräften in den Regionen ausgerichtet werden können, 
damit ihnen die zusätzlichen Kompetenzen vermittelt werden, die für im Zuge des 
ökologischen Wandels neu geschaffene oder veränderte Arbeitsplätze benötigt werden.

8. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, die 
Entwicklungsfalle und das stagnierende Wachstum in mehreren Regionen Europas 
anzugehen, indem deren Attraktivität gesteigert wird und dem Problem des Rückgangs 
der Erwerbsbevölkerung, die in zahlreichen Mitgliedstaaten mit einer insgesamt 
schrumpfenden und alternden Bevölkerung einhergeht, entgegenzuwirken;

9. hebt hervor, dass der Fonds für einen gerechten Übergang ein entscheidendes 
Instrument der Kohäsionspolitik ist, mit dem die Regionen, die vom Übergang zu einer 
klimaneutralen Wirtschaft betroffen sind, unterstützt werden, indem mittels Forschung 
und Innovation eine nachhaltigere und stärker diversifizierte Wirtschaft aufgebaut wird, 
Arbeitskräfte ausgebildet und umgeschult werden und neue Unternehmen gegründet 
werden; betont, dass der Fonds für einen gerechten Übergang eine echte Möglichkeit 
zur Unterstützung von Arbeitskräften bieten kann, die infolge des Übergangs von 
Arbeitslosigkeit bedroht sind;

10. in der Erwägung, dass mit dem Fonds für einen gerechten Übergang Unterstützung 
geleistet wird, indem Subventionen in die Sektoren gelenkt werden, die von den Folgen 
der klimapolitischen Wende voraussichtlich am stärksten betroffen sein werden, wobei 
das Ziel darin besteht, für eine ausgewogene und homogene Entwicklung der 
betroffenen Bereiche zu sorgen;

11. betont, dass Bildungseinrichtungen vielfältige Lehrplanoptionen, die sich an den 
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Bedürfnissen der jeweiligen Region orientieren, sowie Weiterbildungsmaßnahmen in 
künftigen Wachstumssektoren wie der klimaneutralen Industrie, den Bereichen 
Recycling und Wiederverwendung und den ressourcen- und energiesparenden 
Industrien und den damit verbundenen Dienstleistungen anbieten müssen, damit die 
langfristige Nachhaltigkeit der neuen lokalen Wirtschaftsmodelle gesichert ist; ist der 
Ansicht, dass mit der Aus- und Fortbildung von Arbeitskräften sowie durch 
Qualifizierung, Umschulung und lebenslanges Lernen branchenübergreifend 
sichergestellt werden muss, dass niemand aufgrund der Art des jeweiligen 
Arbeitsvertrags, des Geschlechts oder des geografischen Standorts auf dem Weg zum 
ökologischen Wandel der EU zurückgelassen wird;

12. betont, dass aus dem Fonds für einen gerechten Übergang CO2-intensive Regionen 
unterstützt werden, insbesondere Regionen, die vom Ausstieg aus dem Kohlebergbau 
betroffen sind, und Stahlregionen; hebt hervor, dass der Fahrplan für einen gerechten 
Übergang aufgrund der besonderen Gegebenheiten der einzelnen Kohleregionen keine 
Universallösung sein kann; betont in diesem Zusammenhang, dass in den Plänen für 
einen gerechten Übergang die Komplexität der jeweiligen Zielregionen berücksichtigt 
werden muss, darunter die demografische Zusammensetzung oder sozioökonomische 
Faktoren wie die sprachlichen Fähigkeiten; betont darüber hinaus, dass ländlichen 
Gebieten und Regionen mit schweren und dauerhaften natürlichen oder demografischen 
Nachteilen, etwa Inseln und Bergregionen sowie Gebiete in äußerster Randlage und 
Grenzregionen, wie in den Artikeln 174 und 349 AEUV festgelegt, besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet werden muss, da diese Regionen bereits von einem 
eingeschränkten Zugang zu öffentlichen und privaten Diensten und 
Beschäftigungsmöglichkeiten sowie einer geringeren wirtschaftlichen Entwicklung 
betroffen sind;

13. stellt fest, dass der Fonds für einen gerechten Übergang über ausreichende Finanzmittel 
verfügen muss, um die Regionen beim Übergang zur Klimaneutralität wirksam 
unterstützen zu können; schlägt vor, den Anwendungsbereich des Fonds für einen 
gerechten Übergang auszuweiten und seine Mittelausstattung aufzustocken, damit 
weitere Industriezweige und Regionen aufgenommen werden können, die 
gleichermaßen vom ökologischen Wandel betroffen sind; weist jedoch erneut darauf 
hin, dass unbedingt sichergestellt werden muss, dass der gesamte EU-Haushalt den 
Zielen des gerechten Übergangs dient und dass ein breiter angelegter Fonds für einen 
gerechten Übergang die bestehenden Finanzinstrumente wirksam ergänzen sollte;

14. ist der Ansicht, dass Investitionen mit sozialen Auswirkungen kein Ersatz für 
öffentliche Ausgaben im Sozialbereich sind; betont hingegen, dass es wichtig ist, die 
Kapazitäten von Organisationen der Sozialwirtschaft durch die Mobilisierung 
öffentlicher und privater Investitionen bei der Vorbereitung auf den ökologischen 
Wandel zu stärken; stellt fest, dass Investitionen mit sozialen Auswirkungen die 
Kohäsionsfonds bei der Bewältigung der Herausforderungen auf dem Weg zur 
Klimaneutralität ergänzen, zur Schaffung von Arbeitsplätzen und zur wirtschaftlichen 
Diversifizierung in den Regionen beitragen und einen nachhaltigeren Wandel und eine 
nachhaltigere wirtschaftliche Entwicklung unterstützen können, sofern sie messbare 
soziale Auswirkungen in den Bereichen Inklusion, Gleichstellung, Kompetenzen und 
Beschäftigung sowie auf die Bewältigung des demografischen Wandels haben; fordert 
daher die Kommission und die Mitgliedstaaten zur Zusammenarbeit auf, um 
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sicherzustellen, dass die Investitionen für soziale Auswirkungen im Rahmen des grünen 
und gerechten Wandels zur Überwindung regionaler Ungleichheiten auf den 
Arbeitsmärkten und bei den Beschäftigungsmöglichkeiten, insbesondere in den weniger 
entwickelten, ländlichen und abgelegenen Regionen, beitragen, um den 
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt zu sichern; betont, dass jede 
Anpassung des rechtlichen, regulatorischen und wirtschaftlichen Rahmens für 
Investitionen mit sozialen Auswirkungen diese Anforderungen erfüllen muss;

15. stellt fest, dass der ökologische Wandel eine starke geschlechtsspezifische Dimension 
aufweist, wobei Frauen bei den grünen Arbeitsplätzen tendenziell unterrepräsentiert 
sind und Männer tendenziell stärker vom Verschwinden CO2-intensiver Arbeitsplätze 
betroffen sind; betont daher, dass bei der Gestaltung und Umsetzung aller 
Übergangsmaßnahmen eine Geschlechterperspektive erforderlich ist, um einer 
Vertiefung der Kluft innerhalb der lokalen Arbeitsmärkte vorzubeugen; weist erneut 
darauf hin, wie wichtig die Pflegewirtschaft und der Pflegesektor (z. B. die 
Kleinkindbetreuung und die Langzeitpflege) für einen sozial gerechten ökologischen 
Wandel sind, wobei es sich um einen von Frauen dominierten Arbeitsbereich handelt, in 
dem dringend Arbeitsplätze geschaffen werden müssen, um unbezahlte Pflege- und 
Betreuungstätigkeiten umzuverteilen, was eine Voraussetzung dafür ist, dass Frauen im 
Rahmen des Übergangs gleiche Beschäftigungschancen haben;

16. stellt ferner fest, dass sich das Verschwinden CO2-intensiver Arbeitsplätze stärker auf 
ältere Generationen und Menschen in einer prekären Lage auswirken könnte, und 
betont, dass bei allen im Zuge des ökologischen Wandels ergriffenen Maßnahmen ein 
auf den Grundrechten beruhender Ansatz verfolgt werden muss, damit diese Gruppen 
nicht ausgeschlossen werden;

17. ist nach wie vor davon überzeugt, dass die EU aus einem gerechten Übergang nicht nur 
als erfolgreiche klimaneutrale Wirtschaft, sondern auch als weltweites Modell für 
diesen existenziell notwendigen Wandel hervorgehen kann; fordert, dass für notwendige 
EU-Investitionen mit einer starken territorialen Dimension frische EU-Mittel mobilisiert 
werden; betont, dass die Kohäsionspolitik ein wesentliches Instrument auf dem Weg zu 
einer klimaneutralen Wirtschaft ist, und ist der Ansicht, dass die Debatte über die 
Zukunft der Kohäsionspolitik der EU, einschließlich der Überarbeitung des 
Mehrjährigen Finanzrahmens 2021-2027 und der Finanzierung für den Zeitraum 2028 
bis 2035, unter anderem von der Notwendigkeit geleitet werden muss, die 
Mitgliedstaaten auf diesem Weg zu unterstützen, um, neben weiteren Zielen, eine 
wirksamere Nutzung der Ressourcen durch die regionalen und lokalen Gemeinschaften 
zu fördern. betont in diesem Zusammenhang, dass die künftige Kohäsionspolitik 
angesichts des ökologischen Wandels und der sich daraus ergebenden 
Herausforderungen auf eine solide und ausreichend hohe Finanzierung angewiesen ist.
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